
Der Gestaltungsplan Schaden-
mühleOstsorgt inBadenweiter
für Kritik. Die vier Lokalpartei-
enEVP,Grüne,SPundTeamBa-
den verlangen imMitwirkungs-
verfahren eine Reduktion der
Parkplätze, mehr Grünraum
und den Einbezug des künfti-
gen Freiraums Schadenmühle-
platz in die Planung (das BT be-
richtete). Neben den vier Bade-
nerParteienhat auchdie IGPro
Parkplatz in der Mitwirkung
eine Eingabe gemacht.

Der Verein, der sich für
einen Stopp des Parkplatzab-
baus in der Bäderstadt einsetzt,
wirft dem Stadtrat einen «kla-
ren Wortbruch» vor – und for-
dert dieRückkehr zurursprüng-
lichenPlanungmitmaximal350
öffentlichenParkplätzen.Imak-
tuellen Planungsstand sind
nämlichnurnoch110Plätzevor-
gesehen – «weniger als einDrit-
tel der versprochenen Zahl», so
die IG, die nach eigenen Anga-
ben rund 200 Unterstützerin-
nen undUnterstützer zählt.

Tatsächlich hatte der Stadt-
rat 2021 öffentlich angekündigt,
die heutigen oberirdischen
Parkplätze im Rahmen der
Stadtentwicklung des Gebiets
Oberstadt vollständig zu kom-
pensieren.GemässStadtratPhi-
lippe Ramseier (FDP), zustän-
dig für dieAbteilung Infrastruk-
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tur, sollte unter dem Platz ein
dreigeschossiges Parkhaus mit
maximal 350 Stellplätzen ent-
stehen – als 1:1-Ersatz für alle
Standorte,diekünftigwegfallen
sollten: 200 auf dem Schaden-
mühleplatz, 90 im Parkhaus
Klösterli, 20 im Parkhaus Linde
und 10 beimWerkhof.

Darumpasste der Stadtrat
die Zahlen an
Inzwischen sieht die Planung
ganzandersaus.AufAnfrageer-
klärtRamseier,wieeszur späte-
ren Reduktion gekommen ist.
Die Planung habe nach 2021
politischen Gegenwind erhal-
ten: «Es wurden zwei Postulate
eingereicht, die sogar einen
vollständigen Verzicht auf ein
Parkhaus verlangten.»

Aufgrund dessen habe der
Stadtrat das «Konzept öffentli-
che Parkierung Innenstadt» er-
arbeiten lassen und die beiden

Postulate im Januar 2025 beant-
wortet. «Der Stadtrat hat ent-
schieden, die Zahl der öffentli-
chen Parkplätze beim Schaden-
mühleplatz auf maximal 110 zu

reduzieren», sagt Ramseier.
«Diesen Entscheid trage ich als
MitglieddesStadtratsmit.»Ge-
plant werde seither verbindlich
mit 110 Plätzen.

Für die IG Pro Parkplatz ist
das «völlig inakzeptabel». Die-
se Reduktion sei «ein klarer
Wortbruch gegenüber der
Quartierbevölkerung und dem
Gewerbe, deren Akzeptanz für
das Projekt Entwicklung Scha-
denmühlewichtigsei», schreibt
sie in einerMitteilung. «Zudem
rechtfertigteinParkhausmitge-
rade einmal 110 Stellplätzen
niemals eine Investition von
rund 30Millionen Franken.»

DieIGistüberzeugt,dassge-
nügend Bedarf besteht für 350
Parkplätze.EinParkhausandie-
ser Lage sei sinnvoll, da es den
oberirdischen Raum entlaste
und gleichzeitig die Erreichbar-
keit der Innenstadt sicherstelle.
Betroffen seien nicht nur Pend-
lerinnen und Gewerbekund-
schaft, sondernauchAnwohner
ohne Tiefgarage sowie Studie-
rende des Zentrums Bildung –
darunter viele Berufstätige, die

abends von auswärts anreisen.
«Der geplante massive Park-
platz-Abbau schwächt deshalb
die Innenstadt», so IG-Präsi-
dent und FDP-Grossrat Adrian
Schoop.

Verkehrsträger nicht
gegeneinander ausspielen
Zugleich weist die IG den Vor-
wurfzurück,sievertreteeinver-
altetes Mobilitätsverständnis.
Man unterstütze ÖV, Velo und
Fussverkehr, aber «nicht auf
Kosten des Autos». Viele Men-
schen seien weiterhin auf ein
Fahrzeugangewiesen–seiesbe-
ruflich, wegen Schichtarbeit
oder eingeschränkterMobilität.
«Eine lebendige Innenstadt
funktioniert nur, wenn alle Ver-
kehrsträger Platz haben und
nicht gegeneinander ausge-
spielt werden», ist die IG Pro
Parkplatz überzeugt.

Sie fordertdenStadtrat«mit
Nachdruck»auf,dieursprüngli-
che Planung mit 350 Parkplät-
zenwiederaufzunehmen:«Die-
seZusagewardieGrundlagefür
die Zustimmung zum Projekt.
Wer sie jetzt streicht, verspielt
Vertrauen und Glaubwürdig-
keit.» Der Mitwirkungsbericht
zum Gestaltungsplan wird der-
zeit erarbeitet. Noch vor dem
Sommer soll der Stadtrat ent-
scheiden, welche Forderungen
aufgenommen werden – und
welche nicht.

Die Gemeinde Wettingen will
imsüdlichenTeilderZirkuswie-
se ein Provisorium für Asylsu-
chendeerrichten(dieAZberich-
tete).DerKantonwirddiesesfür
fünf Jahre mieten und betrei-
ben. Die zweigeschossige Con-
taineranlage soll ab 1. Oktober
2026 in acht Wohneinheiten
Platz für 100 bis 120 Personen
bieten. Kostenpunkt: 3,5 Millio-
nen Franken. Über den Kredit
entscheidet der Einwohnerrat
am 13. November.

Aus dem nun vorliegenden
Antrag geht hervor, wie es da-
nach weitergeht: Die Container
sollen ins Gebiet Untere Geiss-
wies verlegt werden. «Zukünf-
tig sollen an diesem Standort
langfristig alle Asylsuchenden
der Gemeinde in gemeinde-
eigenen Bauten aufgenommen
werden können», so der Ge-
meinderat.BisEndeSeptember
2024 befand sich in diesemGe-
biet der bisherige Entsorgungs-
platz gleichen Namens, der mit
der Eröffnung des Recycling-
Paradieses beim Tägipark auf-
gehoben wurde. Seit geraumer
Zeit wohnen angrenzend Ge-
flüchtete, heisst es in der Vorla-
ge weiter. Für die spätere Verle-
gung der Containeranlage in
den Wettinger Osten ist ein se-
parates Kreditbegehren vorge-
sehen.

Auch im Planungsbericht
zur Revision der Allgemeinen
Nutzungsplanung (ANUP), die
im Dezember im Einwohnerrat
behandelt wird, ist das Areal als
künftigerStandortfüreineAsyl-
unterkunft festgehalten. Da die
Parzelle derzeit noch ausser-
halb der Bauzone liegt, darf sie
vorerst nicht überbaut werden.

Im Rahmen der laufenden Ge-
samtrevision der Nutzungspla-
nung soll das Areal zusammen
mit dem ehemaligen Entsor-
gungsplatz eingezont und der
ZonefüröffentlicheBautenund
Anlagen zugewiesenwerden.

Die Untere Geisswies
kommt laut Planungsbericht
aus mehreren Gründen als ge-
eigneter Folgestandort infrage:
Nebendenbereits bestehenden
Unterkünften, die allerdings
stark sanierungsbedürftig sind,
könne die Anlage durch eine
Einzonung aufgewertet und
durch temporäre Unterkünfte

ersetzt werden. Zudem sei hier
eine Konzentration der Unter-
künfte an einem Ort möglich.
Da sich das Grundstück ausser-
dem im Besitz der Gemeinde
befinde, sei es kurzfristig ver-
fügbarund langfristiggesichert.
Eshandlesichauchnichtumun-
berührten Landschaftsraum,
und die Lage verspreche eine
konfliktarmeUmsetzung.

Bis die Gesamtrevision
rechtskräftig istunddieParzelle
genutzt werden kann, braucht
eseineÜbergangslösung–die in
FormderZirkuswiesegefunden
wurde. Mit der dortigen, vom

Claudia Laube Kanton bewilligten provisori-
schen Anlage will der Gemein-
derat verhindern, dass mit dem
Wegfall der Unterkunft im ehe-
maligen Alterszentrum St.
Bernhard Ende März 2026 Er-
satzzahlungen fällig werden.

OhneErsatz drohen
Millionen-Abgaben
Ende2026fallenzudemweitere
32Plätzeweg.Aktuellnimmtdie
Gemeinde 395 Asylsuchende
auf und erfüllt die geforderte
Aufnahmepflichtvon224Perso-
nen. Somit muss im kommen-
den Frühling für 67 und ab De-

zember2026für99Asylsuchen-
de Ersatzwohnraumgeschaffen
werden, um die Aufnahme-
pflicht zu erfüllen.

Die Baukosten für die neue
Anlage von 3,5 Millionen Fran-
ken werden teilweise durch
Mieteinnahmen des Kantons in
Höhevon rund 1,7Millionenge-
deckt.OhneErsatzmüssteWet-
tingenAbgabenvon90Franken
pro Person und Tag bezahlen –
über fünf Jahre gerechnet könn-
tedasdieGemeindeüber15Mil-
lionen Franken kosten.

Neben der Wirtschaftlich-
keit spielte bei der Wahl des

Standortes auch die Akzeptanz
in der Bevölkerung eine Rolle.
Auch andere Varianten wurden
geprüft, erwiesen sich laut Kre-
ditvorlage jedoch als ungeeig-
net. Bestehende Liegenschaf-
tenbotenzuwenigPlatzundwä-
ren in der Nutzung zu teuer
gewesen. Für zwei Häuser an
der Seminarstrasse etwa wur-
den bei einer Mietdauer von
zehn JahrenKosten vonüber 5,8
Millionen Franken veran-
schlagt. Weil dort nicht der ge-
samte Wohnraumersatz mög-
lich gewesen wäre und die vom
Kanton geforderten Räume
fehlten, wurde die Variante ver-
worfen. Ebenso verworfenwur-
de der Ausbau von Zivilschutz-
anlagen: Die Anlage im Marge-
läcker gehört dem Bund und
kann nicht umgenutzt werden,
jene imAltenburg ist anVereine
vermietet und baulich ungeeig-
net – dort könnten nur Männer
oder nur Frauen untergebracht
werden.

AlsmöglicheFreiflächen für
temporäre Bauten kamen Tödi-
wiese, Rebhalde und eben die
Zirkuswiese infrage. Weil die
ersten beiden Flächen intaktes
Kulturland in ruhigen Wohn-
zonen sind, fiel dieWahl auf die
Zirkuswiese – ein Kiesplatz, we-
niger von Wohnhäusern umge-
ben undmit den geringsten Im-
missionen. Während des Be-
triebs könnten zwei Drittel der
Wieseweiterhin für Anlässe ge-
nutzt werden.

Doch auch der Standort in
der Unteren Geisswies ist nur
temporär, wie aus dem ANUP-
Planungsbericht weiter hervor-
geht: Das Areal liegt im kanto-
nalen Wohnschwerpunkt Täg-
erhard-Ost, der bis 2040
weiterentwickelt werden soll.
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Baden-Wettingen,
Brugg-Windisch, Zurzach-Aaretal

DerSchadenmühleplatz inBadensteht vor einer umfassendenNeu-
gestaltung. Er ist Teil des Entwicklungsgebiets Oberstadt.
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Am künftigen Standort imUnteren Geisswies wohnen bereits Asylsuchende. Bild: Alex Spichale

«Reduktion ist ein klarer
Wortbruch»

Nur noch 110 statt 350 öffentliche Parkplätze im Parkhaus Schadenmühle:
Die IG Pro Parkplatz fordert vom Stadtrat die Rückkehr zur früheren Planung.

So geht es mit dem Asylprovisorium nach der Zirkuswiese weiter
Wettingen plant auf demEventplatz eine temporäre Unterkunft für Geflüchtete. Nach fünf Jahren soll sie ins Untere Geisswies zügeln.


